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Überschwemmungsgebiet (ÜSG) des Rotbaches, des Lechenicher 
Mühlengrabens und der Erpa 

Nach § 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. V. m. § 112 Abs. 1 Sätze 1-3 und 5 
Landeswassergesetz (LWG) ist das Überschwemmungsgebiet (ÜSG) beiderseits des 
Rotbaches - vom Gewässerkilometer (km) 0-300 bis zum km 36+500 - im Bereich der 
Städte Erftstadt, Zülpich und Mechernich, beiderseits des Lechenicher Mühlengrabens ­
von der Mündung in den Rotbach bis zum km 5+400 - im Bereich der Stadt Erftstadt, 
beiderseits der Erpa - von der Mündung in den Lechenicher Mühlengrabens bis zum km 
0+858 - im Bereich der Stadt Erftstadt und beiderseits des Bergbaches - von der 
Mündung in den Rotbach bis zum km 0+965 - im Bereich der Stadt Zülpich von der Be­
zirksregierung Köln durch eine ordnungsbehördliche Verordnung festzusetzen. In dem 
Verfahren zur Festsetzung des vorgenannten Überschwemmungsgebietes ist eine Be­
teiligung der Öffentlichkeit unter entsprechender Anwendung des § 73 Abs. 2 bis 5 Ver­
waltungsverfahrensgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) durchzu­
führen. 
Die Unterlagen des Überschwemmungsgebietes des Rotbaches, des lechenicher 
Mühlengragbens, der Erpa und des Bergbaches werden gemäß § 112 Abs. 1 Sätze 
1-3 und 5 LWG i. V. m. § 73 Abs. 2 bis 5 VwVfG NRW einen Monat lang in den Städten 
Erftstadt, Mechernich und Zülpich, in deren Bereich sich die Festsetzung der vorge­
nannten Überschwemmungsgebiete auswirkt, und zwar in der Zeit vom Montag, dem 
30.09.2013 bis zum Dienstag, dem 29.10.2013, einschließlich im Rathaus Erftstadt­
Liblar, Umwelt- und Planungsamt, Holzdamm 10, 3. Etage, Zi. 325, während der Dienst­
stunden zur Einsichtnahme ausgelegt. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben be­
rührt werden, kann bis spätestens zwei Wochen nach dem Ende der Auslegungsfrist, d. 
h. bis einschließlich zum Dienstag, dem 12.11.2013, schriftlich oder zur Niederschrift 
beim Umwelt- und Planungsamt, Holzdamm 10, 3. Etage, Zi. 325, oder bei der Bezirks­
regierung Köln, Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln, Einwendungen erheben. Mit Ablauf der 
Einwendungsfrist sind nach § 73 Abs. 4 VwVfG NRW alle Einwendungen ausge­
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Die Erhebung 
einer fristgerechten Einwendung setzt voraus, dass aus der Einwendung zumindest der 
geltend gemachte Belang und die Art der Beeinträchtigung hervorgehen, die Ein­
wendung unterschrieben und mit einem lesbaren Namen und Anschrift versehen ist. 
Einwendungen ohne diesen Mindestinhalt sind unbeachtlich. Wirksam erhobene Ein­
wendungen werden von der Bezirksregierung Köln im Rahmen der Festsetzung der 
Überschwemmungsgebiete geprüft. 
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In den festgesetzten Überschwemmungsgebieten gelten die Verbots- und Genehmi­
gungstatbestände sowie die sonstigen Regelungen gemäß § 78 WHG und § 113 Abs. 2 
Sätze 1, 2 und 3, Abs. 3, 5 und 6 LWG. Ich weise darauf hin, dass ich das ermittelte 
Überschwemmungsgebiet des Rotbaches, des Lechenicher Mühlengrabens, der Erpa 
und des Bergbaches vorläufig gesichert habe. Die vorläufige Sicherung des Über­
schwemmungsgebietes im Sinne des § 76 Abs. 3 WHG tritt am 17.09.2013 in Kraft und 
endet mit dem Inkrafttreten einer neuen Überschwemmungsgebietsverordnung. Die 
Veröffentlichung der vorläufigen Sicherung erfolgt am 26.08.2013 im Amtsblatt für den 
Regierungsbezirk Köln. Die Karten der vorläufigen Sicherungen entsprechen den in 
diesen Festsetzungsverfahren ausgelegten Karten. Die Verbots- und Genehmigungstat­
bestände sowie die sonstigen Regelungen gemäß § 78 WHG und § 113 Abs. 2 Sätze 1, 
2 und 3, Abs. 3, 5 und 6 LWG, wie für ein bereits festgesetztes Überschwemmungsge­
biet, gelten für die vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiete entsprechend. 
Kosten, die durch die Einsichtnahme in den Unterlagen entstehen, werden nicht er­
stattet. 

Köln, den 20.08.2013 
Bezirksregierung Köln 
Obere Wasserbehörde 
Im Auftrag 
gez. Vesper 

tadt, den 26.08.2013 
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Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der 
Vertretung der Stadt Erftstadt am 25.05.2014 

Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung - KWahlO - vom 31. AUgust 1993 (GV. NRW. 
S. 592, 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 27. Juni 2011 (GV. NRW. S. 300, 
ber. S. 394) - SGV. NW 1112 - fordere ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. 

Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der 
Stadt Erftstadt, Rathaus Liblar, Holzdamm 10, Zimmer 210, kostenlos abgegeben werden. 
Um vorherige Terminabstimmung (Telefon 409-210) wird gebeten. 

Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46b und 46d Abs. 1 bis 3 des 
Kommunalwahlgesetzes - KWahlG - in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 
1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3. Mai 2011 (GV. NRW. S. 238), - SGV. NRW. 1112 - und der §§ 25 und 26 sowie §§ 75 a 
und 75 b KWahlO weise ich hin. 

Insbesondere bitte ich zu beachten: 

1.	 Allgemeines 

1.1	 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes (Parteien), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und 
von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen), von diesen 
allerdings keine Reserveliste, eingereicht werden. 

1.2	 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahl­
vorschlag nur benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht 
zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber/Bewerberinnen in 
einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 

Staatsangehörige der anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (Unions­
bürger/Unionsbürgerinnen), die in Deutschland wohnen, sind unter den gleichen 
Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 
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Die Bewerber/Bewerberinnen und die VertreterNertreterinnen für die Vertreterver­
sammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Fest­
legung der Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen auf der Reserveliste und für 
die Bestimmung eines Bewerbers/einer Bewerberin als Ersatzbewerber/Ersatz­
bewerberin für einen anderen Bewerber/eine andere Bewerberin. Stimmberechtigt ist 
nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist. 

Als VertreterNertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, 
wer	 am Tage des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreterlin einberufenen Ver­
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

Die VertreterNertreterinnen für die Vertreterversammlung und die Bewerber/Be­
werberinnen sind frühestens ab dem 42. Monat nach Beginn der laufenden Wahl­
periode - also ab dem 21. März 2013 -, die Bewerber/Bewerberinnen für die Wahlbe­
zirke frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes 
in Wahlbezirke zu wählen. 

Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann 
gegen den Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch er­
heben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Er­
gebnis ist endgültig. 

Das Nähere über die Wahl der VertreterNertreterinnen für die Vertreterversamm­
lung, über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterver­
sammlung sowie über das Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin 
regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen. 

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber/der Bewerberinnen 
mit Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der er­
schienenen Mitglieder, Vertreterlinnen oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Ab­
stimmung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Leiter/die 
Leiterin der Versammlung und zwei von diesem/dieser bestimmten TeilnehmerlTeil­
nehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter/der Wahlleiterin an Eides statt zu ver­
sichern, dass die Wahl der Bewerber/der Bewerberinnen für die Vertretung in ge­
heimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versiche­
rung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge 
der Bewerber/Bewerberinnen und die Bestimmung der Ersatzbewerber/Ersatz­
bewerberinnen in geheimer Abstimmung erfolgt sind. 

Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an 
Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das 
Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags. 

1.3	 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufen­
den Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Ver­
tretung des zuständigen Kreises, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags 
aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur ein­
reichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen ge­
wählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für 
auf Landesebene organisierte Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 
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Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschreibung ord­
nungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben. 

Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 
KWahlG dem Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu 
welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von 
Satzung und Programm von Parteien und Wählergruppen eingereicht werden 
können, hat das Ministerium für Inneres und Kommunales öffentlich bekannt 
gemacht. 

2.	 Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 

2.1	 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11 azur 
KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 

den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzel­
bewerberinnen können durch ein Kennwort gekennzeichnet werden; 

Familienname, Vorname, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift 
(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin; bei 
Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder 
Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 
stellenvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

2.2	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahIG). Bei anderen 
Wahlvorschlägen muss mindestens ein Unterzeichner/eine Unterzeichnerin seine/ 
ihre Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst leisten. 

2.3	 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen 
ferner von mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der 
Kandidat/die Kandidatin aufgestellt ist, persönlich und handschriftlich unter­
zeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbe­
werberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße 
Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unter­
zeichner/der Unterzeichnerinnen bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, 
der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte 
nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 

2.4	 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 5 Wahlberechtigten 
des Wahlbezirks unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Form­
blättern nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen. 

Dabei ist Folgendes zu beachten: 

Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin 
kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung sind der Name und ggf. die Kurzbe­
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zeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreichen will, 
bei Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen das Kennwort, sowie Familienname, 
Vornamen und Wohnort des/der vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzu­
geben. Der Wahlleiter/Die Wahlleiterin hat diese Angaben im Kopf der Form­
blätter zu vermerken. 

Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem 
Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum 
Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und zur Anschrift (Hauptwohnung) 
des Unterzeichners/der Unterzeichnerin sowie der Tag der Unterzeichnung sind 
vom Unterzeichner/von der Unterzeichnerin persönlich LInd handschriftlich aus­
zu'füllen. 

Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder ge­
sondert eine Bescheinigung seiner/ihrer Stadt nach dem Muster der Anlage 15 
zur KWahlO beizufügen, dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unter­
zeichnen; hat jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre 
Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 

Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zu­
lässig. 

2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufQgen: 

die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der 
Anlage 12a zur KWahIO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11 azur KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsge­
mäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungs­
frist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 zur KWahIO; 
die Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der An­
lage 11a zur KWahlO erteilt werden. 

Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Auf­
stellung der Bewerber/der Bewerberinnen mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vor­
geschriebenen Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, 
soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt 
einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe auch Nr. 1.2 
Abs. 9 Lind 10 dieser Bekanntmachung). 

Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG be­
werben, eine Bescheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, falls 
der Wahlleiter/die Wahlleiterin dies zur Behebung von Zweifeln für erforderlich 
hält. 
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3.	 Wahlvorschläge für die Reserveliste 

3.1	 Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen benannt werden, die für 
eine Partei oder Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das 
Wahlgebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 

3.2	 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 1'I b zur KWahlO eingereicht 
werden. Sie muss enthalten: 

den Namen und ggf. die Kurzbezeichnullg der Partei oder Wählergruppe, die die 
Reserveliste einreicht; 

Familienname, Vorname, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift sowie 
Staatsangehörigkeit der Bewerber/Bewerberinnen in erkennbarer Reihenfolge; 
bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder 
Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber/eine Bewerberin, 
unbeschadet der Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für 
einen/eine im Wahlbezirk oder für einen/eine auf einer Reserveliste aufge­
stellten/aufgestellte Bewerber/Bewerberin sein soll. 

3.3	 Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserveliste Ersatzbewerber/Einzel­
bewerberin für einen im Wahlbezirk oder für einen/eine auf der Reserveliste 
aufgestellten anderen Bewerber/aufgestellte andere Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 
KWahIG), so muss die Reserveliste ferner enthalten: 

den Familien- und Vornamen des/der zu ersetzenden Bewerbers/Bewerberin; 

den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter 
der der/die zu ersetzende Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist. 

3.4	 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen 
aUßerdem von mindestens 42 Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein. Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblättern nach dem 
Muster der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der Formblätter 
ist der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe anzu­
geben. Für die Unterzeichnung gelten Nr. 2.3 und Nr. 2.4 entsprechend. 

3.5	 Nr. 2.5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die Zustimmungserklärung des Be­
werbers/der Bewerberin auf der Reserveliste nach dem Muster der Anlage 11 b oder 
einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben ist. Einer Be­
scheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber/Bewerberinnen 
gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahl­
bezirksvorschlag beigefQgt ist. 
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Die Wahlvorschläge für die Wahl der Vertretung der Stadt Erftstadt sind spätestens bis 
zum 

07.04.2014, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist) 

beim Wahlleiter der Stadt Erftstadt, Rathaus Liblar, Holzdamm 10, einzureichen. 

Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzu­
reichen, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können. 

Auf die - gleichzeitige - Bekanntmachung über die Abgrenzung der Wahlbezirke vom 
15.05.2013 wird hingewiesen (Amtsblatt Nr. 16 der Stadt Erftstadt). 

Erftstadt, den 29.08.2013 

er Wahlleiter 



BEKANN der Stadt 
Erfuitadt 

Nr.88{12MACHUN 
Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen in der 

Stadt Erftstadt 

Der Rat der Stadt Erftstadt hat durch Dringlichkeitsentscheidung am 09.08.2013 aufgrund 
des § 6 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (LÖG NRW) in der zurzeit 
geltenden Fassung in Verbindung mit § 1 Nr. 4.65 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeits-, Immissions- und techno Gefahrenschutzes 
(ZustVO AltG) in der zurzeit geltenden Fassung und §§ 7 und 41 Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit geltenden Fassung die Ordnungsbehördliche 
Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen in der Stadt Erftstadt beschlossen: 

§ 1 

Verkaufsstellen dürfen an folgenden Sonn- und Feiertagen geöffnet sein: 

a.	 Im Stadtteil Gymnich 

an Christi Himmelfahrt aus Anlass Gymnicher Ritt
 
in der Zeit von 12.00 Uhr-17.00 Uhr
 

b.	 Im Stadtteil Lechenich, außerhalb des Gewerbegebietes, südlich und östlich des 
Banner Rings 

am Sonntag, 2 Wochen vor Ostern aus Anlass der Marktschreiertage,
 
an Fronleichnam aus Anlass des Bürgerfestes,
 
am zweiten Sonntag im September aus Anlass des Bauernmarktes oder des Wein­

und Gourmetmarktes,
 
am dritten Advent-Sonntag aus Anlass des Weihnachtsmarktes,
 

jeweils in der Zeit von 13.00 lIhr-18.00 Uhr
 

c.	 Im Stadtteil Lechenich, Gewerbegebiet, südlich und östlich des Bonner Rings 

am dritten Sonntag im September aus Anlass des Feuerwehrfestes
 
in der Zeit von 13.00 Uhr - 18.00 Uhr
 

d.	 Im Stadtteil Liblar 

am 4.Sonntag im Mai aus Anlass des Frühlings- oder Pflanzenfestes. Sollte der 4. 
Sonntag im Mai gleichzeitig der Pfingstsonntag sein, gilt alternativ der 3. Sonntag im 
Mai 
am 2. Sonntag im Oktober aus Anlass des Oktoberfestes/Autoschau 
am 2. Adventssonntag aus Anlass des Weihnachtsmarktes 

jeweils in der Zeit von 13 Uhr - 18 Uhr, 



§2
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Rahmen des § 1 
Verkaufsstellen außerhalb der dort zugelassenen Geschäftszeiten offen hält. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 LÖG NRW mit einer Geldbuße bis zur dort 
genannten vorgesehenen Höchstgrenze geahndet werden soweit sie nicht nach Bundes 
oder Landesrecht mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist. 

§3 

(1) Die Verordnung tritt mit dem Tag der Verkündung in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung der Stadt Erftstadt über das Offenhalten von Verkaufsstellen wir 
öffentlich bekannt gemacht. 

Es Wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt; 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden; 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 


